des k. u. k. Kreiskommandos in Tomaszów. 


Abonnementspreis vierteljährig 3 K. 


Nr. 19. 


15. Dezember 1916. 


Erscheint am 1. und 15. eines jeden Monates. 
A EI BETT I Be Sr SSS TOa 


1. Jahrg. 


Inhalt: 249. Verordnung betreffend den provisorischen Staatsrät im Königreiche Polen. -- 250. Kundmachung. 


249. 


Verordnung des k. u. k. Militär-General- | 


Gouverneurs vom 6. Dezember 1916 Nr. 120, 


betreffend den provisorischen Staatsrat im 


Königreiche Polen. 


Auf Allerhöchsten Befehl Seiner Majestät des Kaisers 

von Österreich und Apostolischen Königs von Ungarn 

und Seiner Majestät des Deutschen Kaisers wird fol- 
gendes verordnet: 


$ 1. , 


Bis auf Grund eines zu vereinbarenden Wahl- 
verfahrens ein Staatstrat im Königreiche Polen gebildet 
sein wird, wird ein provisorischer Staatsrat mit dem 
Sitze in Warschau errichtet. 

Dieser Staatsrat besteht aus fünfundzwanzig Mit- 
gliedern, die mit den Wünschen und Interessen des 
Volkes vertraut und vermöge ihrer Lebensstellung zur 
Vertretung aller Gebiete und Berufskreise innerhalb 
der beiden Generalgouvernements befähigt sind. Fünf- 
zehn Mitglieder werden aus dem deutschen Verwaltungs- 
gebiete, zehn Mitglieder aus dem Österreichisch-unga- 
rischen Verwaltungsgebiete entnommen. 


SZ 

Die Mitglieder dieses Staatsrates werden auf Grund 
Allerhöchsten Befehles Seiner Majestät des Kaisers 
‚von Österreich und Apostolischen Königs von Ungarn 
und Seiner Majestät des Deutschen Kaisers durch 
gemeinsamen Erlaß der beiden Generalgouverneure 
berufen. 

Wenn ein Mitglied wegfällt, wird nach den vor- 
angehenden Vorschriften ein anderes Mitglied berufen. 
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8 3. 

Die beiden Generalgouverneure entsenden in den 
Staatsrat je einen Regierungskommissär und je zwei 
Stellvertreter. Zur Einholung von Äußerungen oder zur 
Erteilung von Aufklärungen können von jedem General- 
gouverneur nach bedarf auch sonstige Vertreter zu 
den Sitzungen des Staatsrates entsendet werden. 

' Die Regierungskommissäre und die sonstigen 
Vertreter müssen jederzeit gehört werden. 


§ 4. 

Der Staatsrat versammelt sich das erstemal auf 
Einladung der beiderseitigen Regierungskommissäre und 
wählt aus seiner Mitte mit absoluter Stimmenmehrheit 
den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. 

Der Vorsitzende führt den Titel Kronmarschall. 


85. 
Die weiteren Sitzungen ‚des Staatsrates werden 
vom Kronmarschalle einberufen. 
Eine Sitzung muß stattfinden, wenn einer der 
beiden Regierungskommissäre oder die Mehrheit der 
Mitglieder es verlangen. 


§ ó. 

Der Staatsrat beschließt seine Geschäftsordnung 
und wählt insbesondere einen geschäftsführenden Aus- 
schuß. 

Die Geschäftssprache des Staatsrates ist die pol- 
nische. Die behördlichen Organe sind berechtigt, sich 
der deutschen Sprache zu bedienen. 

Die Sitzungen des Staatsrates sind nicht öffentlich. 


8 7. 
Der Staatsrat hat in allen Fragen der Gesetz- 
gebung, in denen die beiden Verwaltungen gemeinsam 


BERNER NEE NEE RAN TERN UN TORTEN MEY, 


144 


oder einzeln an ihn herantreten, sein Gutachten ab- 
zugeben. 

Er ist berufen, an der Schaffung weiterer staat- 
licher Einrichtungen im Königreiche Polen mitzuwirken. 

Zu diesem Zwecke hat der Staatsrat 

a) die Entwürfe der Verordnungen auszuarbeiten, 
durch welche die gemeinsame Vertretung der von der 
österreichisch-ungarischern Monarchie und vom Deut- 
schen Reiche verwalteten Teile des Königreichs Polen 
geregelt wird ; 

b) Die Einrichtung einer polnischen Staatsver- 
waltung vorzubereiten. 

Außerdem hat der Staatsrat 

1. Initiativanträge und Anregungen in Landes- 
angelegenheiten vorzubringen, 

2. An der Bildung der polnischen Armee mit dem 
hiemit betrauten höchsten militärischen Befehlshaber 
der verbündeten Mächte mitzuwirken, 


3. Beschlüsse über die Behebung der Kriegsschäden 
und über die wirtschaftliche Belebung des Landes zu 
fassen und die hiezu erforderlichen Mittel aus den von 
den beiderseitigen Verwaltungen zur Verfügung gestellten 
Krediten anzuweisen oder durch Zuschlag zu den di- 
rekten Steuern oder durch Aufnahme von Anleihen 
aufzubringen. 

Die im Sinne des Punktes 3 gefaßten Beschlüsse 
werden, wenn sie die Zustimmung derjenigen Verwaltung 
finden, auf deren Gebiet sie sich erstrecken, von dieser 
Verwaltung durch Verordnung in Vollzug gesetzt. 


§ 8. 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kund- 
machung in Kraft. 


Der Generalgouverneur: 


Kuk. 


Der Generalgouverneur: 
von Beseler. 


250. 
E. Nr. 9404/1. 


Kundmachung. 


Um die dem Kreise Tomaszów zugewiesenen 
Petroleum-Kontigente zuverlässig dem Konsum innerhalb 
des Kreises zuzuführen, wird Petroleum im Kreise To- 
maszöw aus dem freien Handel ausgeschieden und 
die Abgabe desselben direkt an die Konsumenten durch 
die Gemeinden verfügt. 

Zu diesem Behufe hat der Gemeindevorsteher oder 
dessen Stellvertreter die auf die Gemeinden nach Zahl 
der Haushaltungen und des zur Verfügung stehenden 
Petroleums entfallenden Mengen beim Kreiskommando 
in Tomaszów (Komerz. Ref.) gegen Barbezahlung an 
den ihnen bekanntgegebenen Tagen zu übernehmen und 
sodann an die Bevölkerung der Gemeinde im Detail 
abzugeben. 

Für die gerechte Verteilung bürgt der Wójt. 

Geheime Petroleumvorräte unterliegen der Konfis- 
kation. 

Die Ausfuhr von Petroleum aus dem Kreise ist 
verboten. 

Die Nichteinhaltung dieser Anordnung wird gestraft. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 
Freiherr von Schenk Oberst, m. p. 


Druck und Verlag des k. u. k. Kreiskommandos in Tomaszów. 
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